
Hinweise zum Ausfüllen dieser Bevollmächtigungsvereinbarung:
Diese Vereinbarung ist im Falle der indirekten zentralen Mittelverwaltung im Rahmen des 10. Europäischen Entwicklungsfonds oder des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften zu verwenden.
[ANMERKUNG: Das vorliegende Muster gilt für Einrichtungen im Sinne des [Artikels 25 Absatz 3 Buchstabe b der Finanzregelung für den 10. Europäischen Entwicklungsfonds vom …] und im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan für die Europäischen Gemeinschaften, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 des Rates vom 13. Dezember 2006, (nachstehend „Haushaltsordnung” genannt) nach Artikel 38 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungs​bestimmungen zur Haushaltsordnung, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 478/2007 der Kommission vom 23. April 2007 (nachstehend „Durchführungsbestimmungen” genannt).]
1.
Wählen Sie den für diese Vereinbarung geltenden rechtlichen Rahmen (grau unterlegt: EEF, grün unterlegt: Gesamthaushaltsplan der EG).
2.
Die spitzen Klammern (< >) müssen Sie durch die passenden Angaben ersetzen (z. B. Datum, Betrag, Ort oder Name); der Text in <Kursivdruck> gibt an, welche Informationen einzufügen zu sind.
3.
Der Text in eckigen Klammern ([ ]) enthält eine Alternative. Der weiß unterlegte Text kann in beiden Fällen verwendet werden: EEF und Gesamthaushaltsplan der EG; der grau oder grün unterlegte Text kann nur im Falle des EEF bzw. nur im Falle des Gesamthaushaltsplans der EG verwendet werden.
4.
Der gelb unterlegte Text in Kursivdruck ist ein Hinweis und muss in der endgültigen Fassung gelöscht werden.
5.
Von Anhang 2 gibt es zwei Fassungen, die wie angegeben zu verwenden sind: die grau unterlegte im Falle des EEF und die grün unterlegte im Falle des Gesamthaushaltsplans der EG.
6.
Die Allgemeinen Bedingungen, die Bestandteil dieser Vereinbarung sind, werden beigefügt. Sie dürfen nicht geändert werden.
7.
Ohne vorherige Zustimmung der zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission dürfen Sie keinen Teil dieser Vereinbarung ändern.
8.
VERGESSEN SIE NICHT, ALLE HINWEISE ZU LÖSCHEN!
EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG
für die indirekte Durchführungsmethode nach Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe b der Finanzregelung für den 10. Europäischen Entwicklungsfonds

EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG
für die indirekte Durchführungsmethode nach Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan für die Europäischen Gemeinschaften
, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 des Rates vom 13. Dezember 2006
, und nach Artikel 38 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2003 der Kommission vom 23. Dezember 2002
 mit Durchführungsbestimmungen zur Haushaltsordnung, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 478/2007 der Kommission vom 23. April 2007

Vereinbarung Nummer <Referenz- oder Kennnummer dieser Vereinbarung angeben>
Die Europäische Gemeinschaft, vertreten durch die Kommission der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend „Kommission“ genannt),
einerseits
und
<vollständiger Name der Organisation> <Akronym>, Sitz: <Anschrift>, (nachstehend „bevollmächtigte Einrichtung“ genannt)
andererseits
sind wie folgt übereingekommen:
BESONDERE BEDINGUNGEN
Artikel 1 – Zweck
1.1
Im Einklang mit den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit haben die Kommission und die bevollmächtigte Einrichtung diese Bevollmächtigungsvereinbarung (nachstehend „Vereinbarung“ genannt) geschlossen. Zweck dieser Vereinbarung ist es, der bevollmächtigten Einrichtung einen Beitrag der Kommission für die Durchführung des in Anhang I beschriebenen <Bezeichnung des Programms oder Projekts angeben> (nachstehend „Aktion“ genannt) zu gewähren und die der bevollmächtigten Einrichtung übertragenen Aufgaben, die Vorschriften für ihre Erfüllung und die Beziehungen zwischen der bevollmächtigten Einrichtung und der Kommission festzulegen.
1.2
Die bevollmächtigte Einrichtung erhält den Beitrag unter den Voraussetzungen und Bedingungen dieser Vereinbarung, die aus den Besonderen Bedingungen (nachstehend „Besondere Bedingungen“ genannt) und ihren Anhängen besteht.
Artikel 2 – Inkrafttreten und Umsetzungszeitraum
2.1
Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem sie von der letzten der beiden Vertragsparteien unterzeichnet wird.
2.2
Der Zeitraum für die Umsetzung dieser Vereinbarung beginnt am Tag ihres Inkrafttretens und endet am <Datum angeben, siehe Artikel III Absatz 1 der Allgemeinen Bedingungen>.
2.3
Der Umsetzungszeitraum umfasst eine Durchführungsphase, die mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung beginnt und am <Datum angeben> endet, und eine Abschlussphase, die an dem angegebenen Tag beginnt und am Ende des Umsetzungszeitraums endet.
2.4
Die einzelnen Verträge und Zuschussvereinbarungen, mit denen die Aktion durchgeführt wird, werden von der bevollmächtigten Einrichtung [spätestens am 31. Dezember des Jahres n+1 geschlossen, wobei Jahr n das Jahr der Unterzeichnung dieser Vereinbarung ist] oder [falls diese Vereinbarung zur Erfüllung von Aufgaben geschlossen wird, die Gegenstand eines Finanzierungsabkommens zwischen der Kommission und einem Empfängerland sind: spätestens drei (3) Jahre nach dem Tag der Unterzeichnung des Finanzierungsabkommens zwischen der Kommission und dem Empfängerland geschlossen, unter das die in dieser Vereinbarung vorgesehenen Aufgaben fallen <falls bekannt, hinzufügen, nämlich dem [Datum angeben]>].
Artikel 3 – Erfüllung der übertragenen Aufgaben
3.1
Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wendet die bevollmächtigte Einrichtung [die Prüf-, Rechnungsführungs-, Beschaffungs- und Zuschussvergabeverfahren der Kommission an; gegebenenfalls richtet sie sich nach den von der Kommission zur Verfügung gestellten Verfahrenshandbüchern] oder [ihre eigenen Prüf-, Rechnungsführungs-[ und/,] Beschaffungs[- und Zuschussvergabe
]verfahren an, die die Kommission unter Berücksichtigung der von ihr anerkannten internationalen Normen als ihren Verfahren gleichwertig anerkannt hat] oder [ihre eigenen Prüf-, Rechnungsführungs-[ und/,] Beschaffungs[- und Zuschussvergabe
]verfahren an, die die Kommission als ihren Verfahren gleichwertig anerkannt hat, mit Ausnahme <Verfahren angeben, bei denen die bevollmächtigte Einrichtung nicht ihre eigenen Verfahren anwenden darf>. Im Falle der in Satz 1 genannten Ausnahmen wendet die bevollmächtigte Einrichtung die Verfahren der Kommission <Verfahren der Kommission angeben, die die bevollmächtigte Einrichtung anzuwenden hat> an].
Artikel 4 – Finanzierung
4.1
Die Gesamtkosten der Aktion werden auf <Betrag angeben> EUR geschätzt (siehe Anhang III).
4.2
[Die Kommission verpflichtet sich, sämtliche Kosten der [Aktion] in dem in Absatz 1 vorgesehenen Rahmen zu finanzieren] oder [Die Kommission verpflichtet sich, bis zu <…> EUR <und … %
> der in Absatz 1 vorgesehenen Gesamtkosten der Aktion zu finanzieren]. Der endgültige Betrag wird nach Artikel XVI der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) bestimmt.
4.3
Die Mittel, die die Kommission der bevollmächtigten Einrichtung zur Verfügung stellt, dürfen nur für die Zwecke dieser Vereinbarung verwendet werden. [Die bevollmächtigte Einrichtung darf nach Artikel XVI der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) von den Mitteln, die sie von der Kommission erhält, <… %
> des endgültigen Betrages zur Finanzierung der Aktion behalten, um die bei der Erfüllung dieser Vereinbarung entstandenen Verwaltungskosten zu decken. Die bevollmächtigte Einrichtung hat keinen Anspruch auf diesen Ausgleich für die Verwaltungskosten, wenn diese Vereinbarung die Finanzierung einer Aktion betrifft, für die in dem betreffenden Zeitraum bereits eine Betriebskostenhilfe der Europäischen Gemeinschaft gewährt wird.]
4.4
falls diese Vereinbarung mit einer Einrichtung in einem Land geschlossen wird, in dem der Euro nicht Landeswährung ist [Für den Wechselkurs ist Artikel V Absatz 9 der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) maßgebend.]
Artikel 5 – Überweisung der Mittel durch die Kommission
5.1
Die in Artikel 4 vorgesehenen Gemeinschaftsmittel werden der bevollmächtigten Einrichtung <gewähltes Verfahren angeben> [in einer Rate innerhalb von 45 Kalendertagen nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung überwiesen] oder [in mehreren Raten nach folgendem Zeitplan überwiesen:
erste Vorfinanzierungsrate innerhalb von 45 Kalendertagen nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung
<…> EUR
voraussichtliche weitere Vorfinanzierungsraten
<…> EUR
(nach den Bestimmungen des Anhangs IV)
voraussichtliche Abschlusszahlung
<…> EUR
(nach den Bestimmungen des Anhangs IV)].
5.2
Die Mittel werden auf folgendes Bankkonto der bevollmächtigten Einrichtung überwiesen: <Bankverbindung der bevollmächtigten Einrichtung angeben>
5.3
Als Beleg zu den Zahlungsanträgen sind nach Artikel V der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) Durchführungsberichte und ein Abschlussbericht vorzulegen.
5.4
Für die Vorfinanzierungsraten und die Zahlungen ist Artikel XIV der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) maßgebend.
5.5
fakultativ: falls es sich bei der bevollmächtigten Einrichtung um eine privatrechtliche Einrichtung handelt, auf der Grundlage einer vom Anweisungsbefugten vorgenommenen Risikobewertung [Die bevollmächtigte Einrichtung leistet eine finanzielle Sicherheit <des Mitgliedstaats, der sie benannt hat> oder <einer zugelassenen Finanzinstitution>
].
Artikel 6 – Anschriften
6.1
Alle Mitteilungen an die Kommission im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung sind in <Sprache angeben> zu übermitteln. Gegebenenfalls ist eine Übersetzung oder eine Zusammenfassung in englischer oder französischer Sprache beizufügen.
6.2
Mitteilungen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung sind unter Angabe der Nummer und/oder Bezeichnung der Aktion schriftlich an die nachstehenden Anschriften zu senden.
6.3
Die Zahlungsanträge und die beigefügten Berichte sowie Änderungsanträge zu den Vereinbarungen über das Bankkonto und zur Überprüfung im Rahmen des in Artikel II Absatz 7 der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV) genannten Frühwarnsystems, sind zu senden an:
Europäische Kommission
<Angaben ergänzen>
<Referat/Abteilung Finanzen, mit Anschrift>
fakultativ: [Kopien der genannten Unterlagen und der gesamte sonstige Schriftwechsel sind zu senden an:
Europäische Kommission
<Angaben ergänzen>
<zuständiges Referat/zuständige Abteilung, mit Anschrift>]
fakultativ: [Kopien der in Artikel V der Allgemeinen Bedingungen genannten Berichte sind unter folgender Anschrift an die für die Überwachung der Aktion zuständige Delegation der Europäischen Kommission zu senden:
<…>]

Für die bevollmächtigte Einrichtung:
<Anschrift der bevollmächtigten Einrichtung>
6.4
Gewöhnliche Postsendungen gelten als an dem Tag bei der Kommission eingegangen, an dem sie bei der oben angegebenen Anschrift amtlich registriert werden. Von der Kommission vorgegebene Muster und/oder gesetzte Fristen sind zu beachten.
Artikel 7 – Anhänge
7.1.
Die folgenden Unterlagen, die den Besonderen Bedingungen beigefügt sind, sind Bestandteil dieser Vereinbarung:
Anhang I:
Beschreibung der Aktion und der übertragenen Aufgaben
Anhang II:
Geltende Vorschriften
Anhang III:
Budget für die Aktion
Anhang IV:
Allgemeine Bedingungen zur EG-Bevollmächtigungsvereinbarung für die indirekte Durchführungsmethode
fakultativ, falls mehr als eine Zahlung:
[Anhang V:
Muster für einen Zahlungsantrag]
7.2.
Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen der Anhänge und den Bestimmungen der Besonderen Bedingungen sind die Bestimmungen der Besonderen Bedingungen maßgebend. Im Falle eines Widerspruchs zwischen den Bestimmungen des Anhangs IV und den Bestimmungen der übrigen Anhänge sind die Bestimmungen des Anhangs IV maßgebend.
fakultativ, falls Ausnahmeregelungen zu Artikeln der Allgemeinen Bedingungen erforderlich sind:

[Artikel 8 – Sonstige besondere Bedingungen für die Aktion
8.1
Die Allgemeinen Bedingungen werden wie folgt ergänzt:
<…>

8.2
Es gelten die folgenden Ausnahmeregelungen zu den Allgemeinen Bedingungen:
<…>]

Geschehen zu <Ort angeben> in drei Originalen in englischer Sprache, zwei für die Kommission und eines für die bevollmächtigte Einrichtung
	Für die bevollmächtigte Einrichtung
	Für die Kommission

	Name
	
	Name
	

	Position
	
	Position
	

	Unterschrift
	
	Unterschrift
	

	Datum
	
	Datum
	


ANHANG I DER EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG NUMMER <REFERENZ- ODER KENNNUMMER DIESER VEREINBARUNG ANGEBEN>
Beschreibung der Aktion und der übertragenen Aufgaben
<Beschreiben Sie ausführlich die in Artikel 1 der Besonderen Bedingungen genannte Aktion und die in Artikel 3 der Besonderen Bedingungen genannten Aufgaben, die der bevollmächtigten Einrichtung übertragen werden>
ANHANG II DER EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG NUMMER <REFERENZ- ODER KENNNUMMER DIESER VEREINBARUNG ANGEBEN>
GELTENDE VORSCHRIFTEN
1.
Die bevollmächtigte Einrichtung beachtet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die geltenden Rechtsvorschriften:
a)
das AKP-EG-Partnerschaftsabkommen, unterzeichnet am 23. Juni 2000 in Cotonou, geändert durch das am 25. Juni 2005 in Luxemburg unterzeichnete AKP-EG-Partnerschaftsabkommen
,
b)
den Beschluss 2001/822/EG des Rates vom 27. November 2001 über die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen Gemeinschaft („Übersee-Assoziations​beschluss“)
, geändert durch den Beschluss 2007/249/EG des Rates vom 19. März 2007
.
2.
In den Fällen, in denen die bevollmächtigte Einrichtung die Verfahren der Kommission anwendet, um die Erfüllung der übertragenen Aufgaben zu erleichtern, beachtet die bevollmächtigte Einrichtung neben den unter Nummer 1 genannten Rechtsvorschriften:
a)
die Finanzregelung für den 10. Europäischen Entwicklungsfonds
,
b)
den Beschluss Nr. 3/90 des AKP-EWG-Ministerrats vom 29. März 1990
, 
c)
den Beschluss Nr. 2/2002 des AKP-EG-Ministerrats vom 7. Oktober 2002
, 
d)
die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 vom 18. Dezember 2000
 über den Schutz personenbezogener Daten,
e)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 vom 18. Dezember 1995
 über den Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft,
f)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2185/96 vom 11. November 1996
 betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz dieser Interessen,
g)
die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 vom 25. Mai 1999
 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF),
h)
den Praktischen Leitfaden für Verfahren für die Vergabe von Aufträgen für Maßnahmen der EG im Außenbereich.
TEILNAHMEVORAUSSETZUNGEN UND URSPRUNGSREGELN
1.
Wird die Aktion vollständig aus dem Europäischen Entwicklungsfonds finanziert, so gelten für die Teilnahme an den Auftragsvergabeverfahren die folgenden Vorschriften:
a)
Die Teilnahme an den Verfahren für die Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, die nach dieser Vereinbarung finanziert werden, steht allen natürlichen und juristischen Personen aus den AKP-Staaten und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft offen. Diese Staatsangehörigkeitsregel gilt auch für die Sachverständigen, die von den Leistungserbringern vorgeschlagen werden, die an den von der Gemeinschaft finanzierten Ausschreibungen oder Dienstleistungsaufträgen teilnehmen.
b)
Die im Rahmen eines nach dieser Vereinbarung finanzierten Auftrags erworbenen Waren und Materialien müssen Ursprungserzeugnisse eines der unter Buchstabe a genannten Staaten sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft gehören auch die Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.
2.
Wird die Aktion von der bevollmächtigten Einrichtung und/oder anderen Gebern kofinanziert, so gelten für die Teilnahme an den Auftragsvergabeverfahren die Teilnahmevoraussetzungen der bevollmächtigten Einrichtung. Die Teilnahmevoraussetzungen der bevollmächtigten Einrichtung müssen jedoch die folgenden Mindestvoraussetzungen umfassen:
a)
Die Teilnahme an den Verfahren für die Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, die nach dieser Vereinbarung finanziert werden, steht allen natürlichen und juristischen Personen aus den AKP-Staaten und den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft offen. Diese Staatsangehörigkeitsregel gilt auch für die Sachverständigen, die von den Leistungserbringern vorgeschlagen werden, die an den von der Gemeinschaft finanzierten Ausschreibungen oder Dienstleistungsaufträgen teilnehmen.
b)
Die im Rahmen eines nach dieser Vereinbarung finanzierten Auftrags erworbenen Waren und Materialien müssen Ursprungserzeugnisse eines der unter Buchstabe a genannten Staaten sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft gehören auch die Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.
ANHANG II DER EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG NUMMER <REFERENZ- ODER KENNNUMMER DIESER VEREINBARUNG ANGEBEN>
GELTENDE VORSCHRIFTEN
1.
Die bevollmächtigte Einrichtung beachtet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die geltenden Rechtsvorschriften:
a)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1995/2006 vom 13. Dezember 2006
,
b)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Haushaltsordnung
, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 478/2007 der Kommission vom 23. April 2007
.
2.
In den Fällen, in denen die bevollmächtigte Einrichtung die Prüf-, Rechnungsführungs- und Beschaffungsverfahren der Kommission anwendet, um die Erfüllung der übertragenen Aufgaben zu erleichtern, beachtet die bevollmächtigte Einrichtung neben den unter Nummer 1 genannten Rechtsvorschriften:
a)
die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 vom 18. Dezember 2000
 über den Schutz personen​bezogener Daten,
b)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 vom 18. Dezember 1995
 über den Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft,
c)
die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2185/96 vom 11. November 1996
 betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz dieser Interessen,
d)
die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 vom 25. Mai 1999
 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF),
e)
den Praktischen Leitfaden für Verfahren für die Vergabe von Aufträgen für Maßnahmen der EG im Außenbereich.
TEILNAHMEVORAUSSETZUNGEN UND URSPRUNGSREGELN
Teil 1 – Vorschriften für die Außenhilfe
1.
Wird die Aktion vollständig aus dem Gesamthaushaltsplan der EG finanziert, so gelten für die Teilnahme an den Verfahren für die Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen, die nach dieser Vereinbarung finanziert werden, die Teilnahmevoraussetzungen der Basisrechtakte über diese Hilfe. Die entsprechenden Vorschriften und Rechtsakte sind unter Nummer 4 aufgeführt.
2.
Wird die Aktion von der bevollmächtigten Einrichtung und/oder anderen Gebern kofinanziert, so gelten die Teilnahmevoraussetzungen der bevollmächtigten Einrichtung, sofern sie die unter Nummer 3 aufgeführten Mindestvoraussetzungen umfassen.
3.
In der Regel steht die Teilnahme an den Auftrags- und Zuschussvergabeverfahren zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristischen Personen offen aus:
a)
einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft,
b)
einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums,
c)
einem offiziell anerkannten Kandidatenland / einem Land im Anwendungsbereich des Instruments für Heranführungshilfe,
d)
einem Land, das unmittelbarer Empfänger der aufgrund des entsprechenden Basisrechtsakts gewährten Hilfe ist,
e)
im Falle von Aufträgen und Zuschüssen, die im Rahmen eines thematischen Programms finanziert werden, einem Entwicklungsland nach der Definition des OECD-Ausschusses für Entwicklungshilfe, das im Anhang des Rechtsakts aufgeführt ist,
f)
einer internationalen Organisation,
g)
einem Land, dem der Zugang auf der Grundlage der Gegenseitigkeit gewährt wird.
Vorbehaltlich der qualitativen und finanziellen Voraussetzungen, die in den Beschaffungsvorschriften festgelegt sind, ist die Staatsangehörigkeit der von den Bietern beauftragten Sachverständigen unerheblich.
Die im Rahmen eines nach dieser Vereinbarung finanzierten Auftrags erworbenen Waren und Materialien müssen die in diesem Anhang genannten Voraussetzungen erfüllen.
4.
Im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 wird die aus dem Gesamthaushaltsplan finanzierte Außenhilfe (mit Ausnahme der humanitären Hilfe) mithilfe von sieben Instrumenten geleistet:
a)
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 378 vom 27.12.2006, S. 41),
b)
Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 310 vom 9.11.2006, S. 1),
c)
Instrument für Stabilität (Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 1),
d)
Instrument für Heranführungshilfe (Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates, ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 82),
e)
Finanzierungsinstrument für die weltweite Förderung der Demokratie und der Menschenrechte (Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 386 vom 29.12.2006, S. 1),
f)
Finanzierungsinstrument für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen (Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates, ABl. L 405 vom 30.12.2006, S. 41),
g)
Instrument für Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen Sicherheit (noch nicht veröffentlicht).
Diese Instrumente werden vom 1.1.2007 bis zum 31.12.2013 angewandt.
ANHANG III DER EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG NUMMER <REFERENZ- ODER KENNNUMMER DIESER VEREINBARUNG ANGEBEN>
BUDGET FÜR DIE AKTION
ANHANG V DER EG-BEVOLLMÄCHTIGUNGSVEREINBARUNG
Zahlungsantrag Nr. <…>
Datum des Zahlungsantrags: <…>
An
<siehe Artikel 6 Absatz 3 der Besonderen Bedingungen>
Referenznummer der Vereinbarung: <Nummer der Vereinbarung angeben>
Name und Anschrift der bevollmächtigten Einrichtung: <siehe Artikel 6 Absatz 3 der Besonderen Bedingungen>
Zeitraum, für den der Zahlungsantrag gilt: <siehe Artikel V der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV), Zeitraum muss dem betreffenden Berichtszeitraum entsprechen>
Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen der genannten Vereinbarung beantrage ich die Zahlung [einer weiteren Vorfinanzierungsrate] oder [des Restbetrags].
Beantragt wird die Zahlung [des in Artikel 5 Absatz 1 der Besonderen Vereinbarungsbedingungen angegebenen Betrages] oder [von <…>].
Beigefügt sind die folgenden Belege (siehe Artikel V der Allgemeinen Bedingungen (Anhang IV)):
· [im Falle der Vorfinanzierung: Durchführungsbericht] oder [im Falle der Abschlusszahlung: Abschlussbericht]
Es wird um Zahlung auf das in Artikel 5 Absatz 2 der Besonderen Bedingungen angegebene Bankkonto gebeten.
Ich versichere ehrenwörtlich, dass die Angaben in diesem Zahlungsantrag vollständig, zuverlässig und wahrheitsgetreu sind, dass die entstandenen Kosten für die Finanzierung nach der Vereinbarung in Betracht kommen und dass dieser Zahlungsantrag mit geeigneten Belegen versehen ist, die geprüft werden können.
Hochachtungsvoll
<Unterschrift>
�	ABl. L …


�	ABl. L 248 vom 16.9.2002.


�	ABl. L 390 vom 30.12.2006, S. 1.


�	ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 1.


�	ABl. L 111 vom 28.4.2007, S. 13.


�	Bei aus dem Gesamthaushalt der EG finanzierten Aktionen darf die bevollmächtigte Einrichtung nicht ihre eigenen Zuschussvergabeverfahren anwenden.


�	Bei aus dem Gesamthaushalt der EG finanzierten Aktionen darf die bevollmächtigte Einrichtung nicht ihre eigenen Zuschussvergabeverfahren anwenden.


�	Der Prozentsatz ist nur hinzuzufügen, wenn der endgültige Betrag zur Finanzierung der Aktion zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Vereinbarung bekannt ist.


�	Der Prozentsatz hängt im Einzelfall von der Art der Aktion und der Beteiligung der bevollmächtigten Einrichtung an der Kofinanzierung ab. Er darf jedoch 7 % nicht übersteigen.


�	Im Einzelfall zu entscheiden, je nach der Rechtsform der bevollmächtigten Einrichtung (beispielsweise könnte ein Verwaltungsschreiben eines Mitgliedstaats vorgelegt werden, wenn es sich bei der bevollmächtigten Einrichtung um eine private Stelle mit öffentlich-rechtlichem Auftrag handelt) und je nach ihrem finanziellen Beitrag zu der Aktion.


�	ABl. L 287 vom 28.10.2005, S. 1.


�	ABl. L 314 vom 30.11.2001, S. 1.


�	ABl. L 109 vom 26.4.2007, S. 33.


�	ABl. L 83 vom 1.4.2003, S. 1.


�	ABl. L 382 vom 31.12.1990, S. 1.


�	ABl. L 320 vom 23.11.2002, S. 1.


�	Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr, ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.


�	Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, ABl. L 312 vom 23.12.1995, S. 1.


�	Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten, ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2.


�	Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF), ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 1.


�	ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1.


�	ABl. L 390 vom 30.12.2006, S. 1.


�	ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 1.


�	ABl. L 111 vom 28.4.2007, S. 13.


�	Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr, ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.


�	Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, ABl. L 312 vom 23.12.1995, S. 1.


�	Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten, ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2.


�	Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF), ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 1.
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